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Unser Zeichen: 116-21 Dr. GK/TGK 

 

 

In dem Rechtsstreit 

 

Janssen-Ruff, Barbara   ./. Land Schleswig-Holstein 

 

- 10 O 162/21 – 

 

nehmen wir zum Schriftsatz der Gegenseite wie folgt Stellung: 

 

I. Vorbemerkung 

 

Wir bitten das Gericht, der Gegenseite keinen weiteren Schriftsatznach-

lass zu gewähren.  
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Eigentlich bedarf der Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten des Landes keiner besonderen 

Erwiderung, sondern nur eines Verweises auf unseren Schriftsatz vom Dezember 2021, weil 

nichts Neues vorgetragen wird. 

Der Versuch, die betriebliche Nachfolgesuche von Frau Janssen-Ruff für den Friesenhof als 

Ganzes zu einem wirtschaftlichen Problem umzudefinieren, das das Land Schleswig-Holstein 

von jedem Schadensersatz für eigenes Fehlverhalten freispricht, ist betriebswirtschaftlicher Un-

sinn.  

Jede unternehmerische Nachfolgesuche – hier aus gesundheitlichen und nicht wirtschaftli-

chen Gründen – läuft so wie im Fall Friesenhof ab.  

Wenn man den Ruf eines Unternehmens in einem laufenden Prozess kontinuierlich und syste-

matisch zerstört (auf die Pressebegleitung und die Initiativen in Hamburg sei verwiesen), und 

dann durch den Entzug der Genehmigung die laufenden Einnahmen zum Erliegen gebracht 

werden, dann muß der wirtschaftlich stärkste Betrieb zum Schluß Insolvenz anmelden.  

Frau Janssen-Ruff wollte ihr Unternehmen als Ganzes mit allen Genehmigungen für die Auf-

nahme von Systemsprengerinnen und schwer erziehbaren Mädchen in andere Hände geben, 

weil sie selbst aus gesundheitlichen Gründen nicht weiter tätig sein konnte. Aber das Land 

wollte keine derartige Einrichtung in Schleswig-Holstein, betrieben von wem auch immer – also 

entzog man widerrechtlich die Genehmigung und damit die wirtschaftliche Grundlage für einen 

freien Jugendhilfeträger. 

Die Kausalität zwischen dem Handeln des Landes und dem Schaden bei Frau Janssen-Ruff ist 

eindeutig, vom VG und OVG Schleswig festgestellt, vom Untersuchungsausschuß ausdrücklich 

erwähnt und vom Insolvenzverwalter im zeitlichen Ablauf mit Zahlen untermauert. 

Deshalb soll im Nachfolgenden nur an einigen Stellen eine Gegenüberstellung der Argumenta-

tion aufgeführt werden, die die Fehlannahmen im Schriftsatz vom 4.7.2022 besonders unter-

streichen. 
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II. Zum Schriftsatz vom 4.7.2022 ab Seite 2 im Detail  

A. Zu Punkt 1 

Zu den Ursachen für die Einstellung: Der Betrieb des Friesenhofes wurde nicht teilweise stillge-

legt, sondern nur aufgrund der unten dargestellten Umstände reduziert, um jederzeit bei verän-

derter Lage wieder vollumfänglich aufgenommen werden zu können. 

Aus dem Bericht des Untersuchungsausschusses des Landtages, Seite 200: 
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Aus einem Schreiben des Insolvenzverwalters vom 22.4.2022 

 



G r a f  K e r s s e n b r o c k  &  K o l l e g e n     S e i t e  | 5 

 

www.grafkerssenbrock.com 

 

 

Unter 1 c) läßt sich der Prozessbevollmächtigte zur Buchhaltung aus, die auf Seite 7 des Ab-

schlussberichts des Insolvenzverwalters als nicht ordnungsgemäß beschrieben sein soll. Des-

halb eine Kopie aus dem Abschlussbericht Seite 7/8 des insolvenzverwalters, der dies nicht be-

legt: 

 

 

Eine Buchhaltung ist auch nicht chaotisch – wie unterstellt – wenn zwei Jahresabschlüsse noch 

nicht vorliegen. Ordnungsgemäße  Buchhaltung liefert zur Orientierung eine monatliche BWA 

und die jährlichen GuV, Jahresabschlüsse erst 2 oder drei Jahre später steuerlich relevant zu 

erstellen und einzureichen ist in der Wirtschaft übliche Praxis. Steuerberater haben deshalb an-

dere Fristen als Privatpersonen. Mit der Wertigkeit und der Wirtschaftlichkeit des Friesenhofes 

haben diese Fragen nichts zu tun. 

Die Ausführungen unter 1 d) im Schriftsatz erfolgen wider besseres Wissen des Prozessbevoll-

mächtigten. Nicht nur die Spekulationen über den Insolvenzantrag sind falsch, Kopf schütteln 
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läßt auch die Ausführung: „…ob die Klägerin bereits zu Zeitpunkt der Insolvenzantragstellung 

antizipiert haben könnte, dass sich ihr Reputationsverlust durch den Widerruf manifestiert 

hätte…., wird dies zum einen seitens des Landes bestritten.“  Ist die Klägerin also dumm, 

hat sie nicht monatelange Presseberichterstattung und Besuche des Jugendamtes bereits hin-

ter sich und nur das Land weiß genau (deshalb kann es es bestreiten), was genau im Kopf der 

Klägerin für Gedanken sind??? 

Auch weiß der Prozessbevollmächtigte genau, warum der Insolvenzverwalter den Betrieb fort-

führte: Er wollte nur Zeit für eine Überprüfung gewinnen.  

Aber auch dies ist falsch, denn der Involvenzverwalter schreibt in seinem Abschlussbericht auf 

Seite 12 ausdrücklich: 

 

Dazu steht auf Seite 10 des Berichtes des Insolvenzverwalters: 

 

 

Das „Zwischenergebnis“ unter 1 e) ist falsch und findet weder im Abschlussbericht des Insol-

venzverwalters, dem Urteil des VG, dem Beschluß des OVG oder im Abschlussbericht des Un-

tersuchungsausschusses des Landtages eine Entsprechung. 
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B. Zu Punkt 2 

 

Die Ausführungen zur Unternehmensbewertung sind schlicht falsch, weil sie mit 2 Unterstellun-

gen zu Beginn arbeiten, die die weiteren Argumente im Schriftsatz vom 4.7.2022 wertlos ma-

chen. 

1. Ein Diplom-Volkswirt kann kein Gutachten erstellen 

2. Das Gutachten sei nicht nach IDW S1 erstellt worden. 

Zu 1: Ein Volkswirt legt ebenso wie ein Betriebswirt Prüfungen in Rechnungswesen und Bilan-

zerstellung ab. Herr Hemmelrath hat folgende Vita, die ihn sehr wohl als Gutachter qualifiziert: 

 

 

Quelle: https://www.hemmelrath-unternehmensbewertung.com/ 

Zu 2: 

Auf Seite 15 des Bewertungsgutachtens steht von Herrn Hemmelrath ausdrücklich geschrieben: 

https://www.hemmelrath-unternehmensbewertung.com/


G r a f  K e r s s e n b r o c k  &  K o l l e g e n     S e i t e  | 8 

 

www.grafkerssenbrock.com 

 

Die Behauptung des Prozessbevollmächtigten, das Gutachten sei nicht nach IDW S1 erstellt 

worden, ist schlicht falsch. 

Fest steht nur, daß der Unterzeichner des Schriftsatzes vom 4.7.2022 keinerlei Qualifikationen 

zum Thema Unternehmensbewertung besitzt. 
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Prof. Dr. Mathias Nebendahl – laut Homepage BMZ-recht.de 

 

 

Wer den Immobiliennotverkauf aus einer Insolvenzmasse mit dem Standardverkauf einer ge-

nutzten Immobilie gleichsetzt, hat entweder den Markt nicht verstanden, oder verfolgt Täu-

schungsabsichten. 

Jeder Notverkauf – ob Immobilie oder Unternehmen – wird nur einen Preis weit unter Marktwert 

erzielen können, weil potentielle Käufer um ihre Nachfragemacht durch die Notsituation wissen.  

Damit ist das Zwischenergebnis im Schriftsatz vom 4.7.2022 unter 2 c)  zu vernachlässigen, 

weil dem Prozessbevollmächtigten das Verständnis für Immobilienbewertung fehlt und weil er 

dem Gutachter die eigene Inkompetenz unterstellt. 

 

C. Zu Punkt 3 

Auf Seite 10 des Abschlussberichtes des Insolvenzverwalters steht: 

 

Was will der Prozessbevollmächtigte in Bezug auf die Verkaufsverhandlungen eigentlich be-

streiten? 
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Im Gegenteil, die Anlage B1 zeigt deutlich, daß weiter ein Interesse im Juli 2015 bestanden hat, 

sonst wäre diese Anfrage an das Landesjugendamt nicht erfolgt. Die Anfrage aus der Anlage 

B1 wirft nur die Frage auf, was das Landesjugendamt eigentlich geantwortet hat und ob es da-

mit eine Schadensbegrenzung für Frau Janssen-Ruff ermöglicht hat, indem eine Fortführung 

einer Jugendhilfeeinrichtung in den Häusern Charlottenhof und Dithmarscher Haus bestätigt 

wurde!  

Ebenso belegt die Anfrage die Wertigkeit der Häuser Charlottenhof und Dithmarscher Haus für 

einen Jugendhilfeträger und führt damit die Ausführungen des Prozessbevollmächtigten zum 

Thema „Teilstillegung“ einmal mehr ad absurdum. 

 

D. Zur Rechtslage II 

Soweit der Schriftsatz vom 4.7.2022 den Klagantrag zu 1 betrifft, darf erneut auf die Entschei-

dung des OVG, insbesondere dort Punkt 2 ab Seite 8 verwiesen werden. 

Das OVG hat die Berufung am 16.6.2021 nicht zugelassen, weil die Zulassungsgründe nicht 

dargelegt werden konnten oder nicht vorliegen. 

Es liegt eine schuldhafte Verletzung einer drittbezogenen Amtspflicht vor. 

Es liegt eine schuldhafte Verletzung der Amtspflicht vor, weil das Landesjugendamt um jeden 

Preis (das mediale und politische Umfeld wurde im Klagantrag ausführlich dargestellt) die Ein-

richtung Friesenhof – und damit das pädagogische Konzept für schwer erziehbare Mädchen 

und Systemsprengerinnen – weghaben wollte. Es war nie eine sachliche, sondern immer eine 

politisch motivierte Entscheidung, die angesichts des späteren Verbleibs der Mädchen nichts 

mit dem Kindeswohl zu tun hatte. 
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10. Sitzung des PUA am 26.1.2016 

 

 

 

Die haftungsbegründende Kausalität ist gegeben.  

 

Dazu noch einmal ein Zitat aus dem bereits vorgelegten Schreiben von Avandil: 

Von: Sergio Manjon <s.manjon@avandil.com>  

Gesendet: Dienstag, 2. November 2021 16:25 

An: Dr. Trutz Graf Kerssenbrock <TGK@grafkerssenbrock.com> 

Betreff: Kinder- und Jugendhilfe Friesenhof/B. Janssen - Wertermittlung & Kaufpreisan-

gebot durch Kaufinteressenten Lebenshilfe Rotenburg 

  

Guten Tag Herr Dr. Kerssenbrock, 

  

im Nachgang unseres Telefonats ein auszugsweise Zusammenfassung der relevanten 

Punkte in der Mandatshistorie Friesenhof/Janssen. 

mailto:s.manjon@avandil.com
mailto:TGK@grafkerssenbrock.com
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Am 02.06.2014 erfolgte der Abschluss einer Beauftragung mit Mandatsvereinbarung 

511336 zwischen der AVANDIL GMBH und Frau Barbara Janssen zur Vermittlung eines 

altersbedingten Unternehmensverkaufs der Kinder- u. Jugendhilfeeinrichtung Friesenhof 

B. Janssen GmbH nebst Immobilie. 

  

Am 14.07.2021 erfolgte eine objektivierte Unternehmenswertermittlung durch einen von 

AVANDIL beauftragten neutralen Bewerter (Bewertung gemäß IDW S1-Gutachten des 

Instituts der Wirtschaftsprüfer). 

  

Unser Projektteam führte Gespräche mit einer Vielzahl Kaufinteressenten, aus denen 

sich ein engerer Kreis von 10 Kaufinteressenten herauskristallisierte. 

Die fortgeschrittensten Gespräche erfolgten mit  

▪ EJF Evangelisches Jugend- und Fürsorgewerk gemeinnützige AG (Berlin) sowie  

▪ Lebenshilfe Rotenburg-Verden gGmbH (Rotenburg/Wümme). 

  

Die EJF befand sich in der Due Diligence Prüfungsphase. 

Die Lebenshilfe Rotenburg-Verden hatte nach eingehender Prüfung ihre Kaufabsicht in 

einer Kaufabsichtserklärung formuliert (LOI Letter Of Intent), deren wirtschaftliche und 

organisatorische Inhalte von unserem Projektteam mit den Parteien final ausgehandelt 

worden war und im Dezember 2014/Januar 2015 zur Unterschrift bereitlag. Der unter-

zeichnete LOI sollte die Grundlage für die rechtliche Ausarbeitung des notariellen Kauf-

vertrags bilden. 

Die Planung beinhaltete die Zeichnung des Kaufvertrages (Signing) am 27.03.2015 und 

die Übergabe (Closing) zum 01.05.2015. 

  

Der LOI und darauffolgend der Kaufvertrag konnten nicht mehr abgeschlossen werden, 

da innerhalb von kürzester Zeit die Fortführung des Unternehmens Kinder- u. Jugendhil-

feeinrichtung Friesenhof B. Janssen GmbH nicht mehr gesichert war und somit das Un-

ternehmen keinen Wert mehr darstellte. Aufgrund der Schwierigkeiten mit der 
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Heimaufsicht beschloss die Lebenshilfe Rotenburg-Verden, sowie alle weiteren Kaufinte-

ressenten die Transaktion und von einem Erwerb Abstand zu nehmen. 

Sergio Manjon 

Managing Director 

 

Der Versuch, den Schaden zu leugnen, indem die Kausalität auf einen einzelnen Moment redu-

ziert wird, ist lebensfremd und in der Sache – wie die Entwicklungen über Monate belegen – 

falsch. 

Einen Belegungsstopp und eine Rückholung von Mädchen durch Hamburger Jugendäm-

ter hat es natürlich gegeben, und natürlich hat das Land Schleswig-Holstein dies veranlasst.  

Dazu aus der Drucksache 18/5272 des Schleswig-Holsteinischen Landtages: 
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Der Insolvenzverwalter schreibt in seinem Abschlussbericht zu den Belegjugendämtern: 
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Wie der Prozessbevollmächtigte auf Seite 16 seines Schriftsatzes behaupten kann, es hätte kei-

nen Belegungsstopp gegeben, entzieht sich normaler Wahrnehmung. 

Der geltend gemachte materielle Schaden ist entstanden. 

Die Ausführungen zum Schaden im Schriftsatz vom 4.7.2022 müssen nicht erneut kommentiert 

werden, sie sind nur Wiederholungen der vorangegangenen Seiten. Die Herleitung der Behaup-

tung, daß keine Kaufabsicht mehr bestanden haben soll, ist schlicht sachfremd.    

Den Ausführungen des Landgerichts zu § 839 Abs. 3 BGB kann man sich nur ausdrücklich an-

schließend. Vergegenwärtigt man sich die konkreten Abläufe im Friesenhof nach Darstellung 

des Insolvenzverwalters, hätte eine Maßnahme des Eilrechtschutzes den Schaden weder teil-

weise noch vollständig abwenden können.  

Dazu noch einmal aus dem Brief des Insolvenzverwalters vom 28.4.2022: 

 

Zum Haftungsausschluss nach § 839 Abs. 3 BGB und einem möglichen Antrag auf Wiederher-

stellung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 V VGO hat das Verwaltungsgericht auf Seite 

20/21 ausdrücklich ausgeführt: 
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Auch zum Reputationsverlust sei noch einmal das Urteil des VG A 15 3/17 auf Seite 21 zitiert: 

 

 

Dem Klagantrag zu 1 ist stattzugeben.  

Der Prozessbevollmächtigte sucht für eine Abweisung des Klagantrags Gründe zusammen, die 

der Faktenlage schlicht nicht entsprechen.  
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Die sich immer wiederholenden falschen Behauptungen im Schriftsatz finden weder im Urteil 

des VG, dem Beschluß des OVG, dem Gutachten zur Bewertung des Friesenhofes als Unter-

nehmen, dem Bericht des Untersuchungsausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landta-

ges oder dem Abschlussbericht des Insolvenzverwalters irgendeine Entsprechung. 

 

E. Zum Klagantrag zu 2. 

Der Klagantrag zu 2. ist begründet. Das Handeln des Landesjugendamtes hat nicht nur einen 

materiellen Schaden zur Folge, es hat Frau Janssen-Ruff schlicht um ihr normales Leben mit 

auskömmlichen Finanzmitteln und einer angemessenen ärztlichen Versorgung gebracht. 

 

Die Klägerin sollte dazu in einer mündlichen Verhandlung direkt gehört werden. 

 

 

Für die Klägerin, 

 

 

 

Dr. Trutz Graf Kerssenbrock 


